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Bonn, den 5. Juni 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Bericht über die Schäden im deutschen Tabakbau in- 
folge Auftretens der Blausdiimmelkrankheit 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 9. Dezember 1960 
— Drucksache 2247 — 

Bezugnehmend auf den Besdiluß des Deutschen Bundestages 
in der 135, Sitzung vom 9. Dezember 1960 zur Drucksache 2247 
erlaube ich mir, im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesmi- 
nister der Finanzen folgendes mitzuteilen: 

1. Durch das Auftreten der Blauschimmelkrankheit entstandene 
Schäden an der Tabakernte 1960 

In Zusammenarbeit mit den betroffenen Ländern wurden die 
durch das Auftreten der Blausdiimmelkrankheit entstandenen 
Schäden ermittelt. Dabei ergab sich, daß von der Gesamtta- 
bakanbaufläche des Bundesgebietes von 6365 ha mit der 
Blausdiimmelkrankheit 6346 ha befallen waren. Die Zahl der 
betroffenen Tabakpflanzer betrug 29 037. 

Zum Zwecke der Schadensermittlung wurden die Erlöse des 
fünfjährigen Durchschnitts aus den Tabakernten 1955/59 den 
Erlösen aus der Tabakernte 1960 gegenübergestellt. Hiernach 
betrugen die Mindererträge insgesamt 44 250 dz, die Minder- 
erlöse insgesamt 29,8 Millionen DM. Die Verhältnisse in den 
einzelnen Ländern sind aus anliegender Tabelle zu ersehen. 

2. Hilfsmaßnahmen der Länder 

Zur Milderung der entstandenen Schäden und um den tabak- 
anbauenden Betrieben den Anschluß an die Tabakernte 1961 
zu erleichtern, wurde von mehreren Ländern den betroffenen 
Tabakpflanzern eine Beihilfe gewährt. 

Baden-Württemberg gewährte als Sofortmaßnahme 30 DM je 
ar zollamtlich erfaßter Anbaufläche 1960. Dabei ging Baden- 
Württemberg aus von 85 DM Aufwand je ar Anbaufläche luftge- 
trockneter und 100 DM Aufwand je ar heißluftgetrockneter 
Tabake. Soweit der ermittelte Ertrag zuzüglich dieses Betrages 
die Aufwaridskosten überstieg, erfolgte Kürzung um den den 
Aufwand übersteigenden Betrag. 
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Rheinland-Pfalz und Saarland gewährten eine Förderungsbei- 
hilfe von 30 DM je ar für die laut Feststellung in den amt- 
lichen Flurbüchern (zollamtlich festgestellte Anbaufläche) im 
Jahre 1960 angebauten Tabakflächen. Voraussetzung war, daß 
der Ertrag aus der Tabakernte 1960 den durchschnittlichen 
Aufwand von 85 DM je ar nicht deckte. 

Bayern hat die Zahlung einer Notstandsbeihilfe bis zu 40 DM 
je ar Tabakanbaufläche bei völligem oder überwiegendem 
Ausfall der Tabakernte eingeleilet. Bei der Bemessung der 
Beihilfe wird von einem Durchschnittserlös der Tabakernte 1960 
von 70 DM je ar ausgegangen. Die Gewährung der Beihilfe 
wird davon abhängig gemacht, daß der Antragsteller auch im 
Jahre 1961 etwa im gleidien Umfang wie 1960 Tabak anbaut. 

Hessen gewährt den Tabakpflanzern eine Beihilfe bis zu 30 DM 
je ar, bei denen der Ertrag unter 85 DM je ar Tabakanbau- 
fläche lag. 

Schleswig-Holstein gewährte Darlehen bis zu 30 DM je ar 
zollamtlich festgestellter Tabakanbaufläc±ien. 

Ferner sind Zuschüsse bis zu 12 DM je ar zollamtlidi fest- 
gestellter Tabakanbaufläche geplant. 

In Niedersachsen ist die Gewährung von Darlehen sowie Zins- 
verbilligungszuschüssen für die tabakanbauenden Betriebe 
vorgesehen, wenn der Einnahmeausfall auf Grund der Blau- 
schimmelschäden an Tabakkulturen mehr als 25 v. H. der 
Gesamteinnahmen des Betriebes betrug. 

3. Maßnahmen des Bundes 

Die Bundesregierung hat seit dem ersten Auftreten der Blau- 
schimmelkrankheit im Bundesgebiet zur Erforschung dieser 
Krankheit, zur Verhinderung ihres Auftretens und zu ihrer 
wirksamen Bekämpfung eine Reihe von Maßnahmen durch- 
geführt. 

a) Durch den Erlaß einer Verordnung zur Bekämpfung der 
Blauschimmelkrankheit bei Tabak vom 23. September 1960 
wurde die Grundlage zur Verhinderung des Auftretens der 
Krankheit und zu ihrer Bekämpfung geschaffen. Die Bundes- 
republik war zusammen mit der Schweiz das erste euro- 
päische Land, das eine solche Verordnung erlassen hat. 

b) Da in Europa keinerlei Erfahrungen über die Bläuschimmel- 
krankheit Vorlagen, wurden Sachverständige mit Australien 
und den Vereinigten Staaten, wo die Krankheit schon vor 
Jahren aufgetreten ist, ausgetauscht. 

c) Gleichzeitig wurde aus Australien, Nord- und Südamerika 
blauschimmelresistentes Zuchtmaterial zur Einkreuzung in 
deutsche Tabaksorten beschafft. 
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d) Mehreren wissenschaftlichen Instituten und der Biologischen 
Bundesanstalt wurden aufeinander abgestimmte Forschungs- 
aufträge erteilt. Diese haben den Zweck, die wirksamsten 
diemischen Mittel zur Bekämpfung der Krankheit heraus- 
zufinden und zu prüfen, ob diese Mittel die Qualität des 
zur Verarbeitung gelangenden Tabaks negativ beeinflussen. 
Ferner sollen die in der Praxis geeignetsten Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Krankheit im Anzuchtbeet und im 
Feldbestand sowie die hierfür zweckmäßigsten Geräte er- 
mittelt werden. Auf Grund dieser Forschungsaufträge 
konnten den Tabakpflanzern bereits für den Anbau 1961 
Empfehlungen zur Abwehr der Krankheit gegeben werden. 

e) Ein Melde- und Warndienst wurde eingerichtet, der dem 
Internationalen Dienst der Pflanzenschutzorganisation für 
Europa und den Mittelmeerraum angeschlossen ist. Hier- 
durdi wird die Bundesregierung direkt über das Auftreten 
der cvrankheit in den Mitgliedsländern der Organisation 
unterrichtet. Die Bundesregierung bzw. deutsche Sachver- 
ständige stehen auch in ständigem Kontakt mit den anderen 
EWG-Staaten und der Koordinationsstelle für wissenschaft- 
liche Untersuchungen an Tabak (CORESTA), damit ein ein- 
heitliches Vorgehen gegen die Krankheit m möglichst allen 
europäisdien Ländern gewährleistet wird. 

über diese Maßnahmen hinaus ist die Bundesregierung bereit, 
den Tabakpflanzern in Anbetracht der erhöhten Aufwendun- 
gen für Pflanzenschutzmaßnahmen zur Verhütung des Auftre- 
tens und zur Bekämpfung der Blauschimmeikrankheit neben 
den Hilfsmaßnahmen der Länder eine einmalige Beihilfe zu 
gewähren. Sie soll 10 DM je ar, zollamtlich ermittelter Tabak- 
anbaufläche 1961 betragen. Es ist vorgesehen, die hierfür er- 
forderlichen Beträge den Ländern zur Auszahlung an die 
Tabakpflanzer unmittelbar nach Vorliegen der zollamtlichen 
Ermittlungen zur Verfügung zu stellen. Im Interesse einer 
baldigen Auszahlung der Beihilfen hat die Bundesregierung 
den Meldetermin für die zollamtlidien Ermittlungen der Tabak- 
anbaufläche 1961 auf den 30. Juni 1961 vorverlegt. 

Eine direkte Beteiligung des Bundes an den von den Ländern 
bereitgestellten Beihilfen bzw. Darlehen ist infolge der außer- 
ordentlich unterschiedlichen Hilfsmaßnahmen der Länder prak- 
tisch undurdiführbar. 


Schwarz 
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in 

UM 


Erhebungen 

ha 

der Länder 

ha 

ha 

1 955/59 

1960 

1955/59 

1960 

je ha 

insgesamt 

Baden-Württemberg 

3 177 

3 196 

3 196 

27 

19 

8 

10 095 

4 805 

5 290 

16 905 210 

Rheinland Pfalz 

1 995 

1 995 

1 995 

27 

15 

12 

10 058 

4 261 

5 797 

1 1 565 347 

Bayern 

344 

360 

326 

21 

15 

6 

8 628 

6 470 

2 158 

776 880 

Hessen 

28 

28 

28 

23 

13 

10 

8 378 

2 752 

5 626 

156 411 

Schleswig-Holstein 

290 

283 

283 

14 

11 

3 

6 870 

5 995 

875 

247 282 

Niedersachsen 

497 

493 

493 

12 

10 

2 

6 357 

6 007 

350 

172 642 

Nordrhein-Westfalen 

26 

26 

26 

34 

33 

1 

12 854 

17 293 

(Mehrer- 

lös 

4 438) 

— 

Hamburg 

6 

6 

” 

11 

14 

(Mehr- 
ver- 
kauf 3) 

4 940 

10021 

(Mehrer- 

lös 

5081) 

— 

Bremen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Saarland 

2 

2 

2 

24 

4 

20 

7 888 

760 

7 128 

14 962 
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